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Akzept e.v. begrüßt die Initiative zu einer gesetzlichen Neubewertung von 

Cannabis  und der Schaffung der Möglichkeit zum legalen Gebrauch durch 

Erwachsene. Der vorliegende Entwurf eines Cannabiskontrollgesetzes eröff-
net die Chance, durch rationale politische Entscheidungen eine gesellschaft-

liche Kontrolle zurückzugewinnen, die durch Überlassung der Distribution 
außerhalb regulierbarer Szenarien allein dem Schwarzmarkt vorbehalten 

ist. Deren Mechanismen sind offenkundig erlebbar und direkt schädlich: 
überteuerter Ware minderwertiger ungeprüfter Qualität mit hohen Renditen 

und enormen wirtschaftlichen, sozialen und gesundheitlichen Folgeschäden. 
Somit dient dieses Vorhaben sozusagen als  befristetes Pilotprojekt für eine 

zeitgemäße Neubewertung und gesellschaftliche rational begründete Kos-
ten-Nutzen und Risikobewertung aller illegalisierter Drogen. 

 
 

Sowohl rechtssystematisch unangemessen, teilweise irrational, ethisch wie 
wirtschaftlich unangemessen ist ein gesetzliches Totalverbot nicht zu recht-

fertigen: mit enormen Kosten wird nahezu wirkungslos versucht, einen un-

gewollten, jedoch nicht durchsetzbaren Anspruch aufrechtzuerhalten. 
Marktwirtschaftliche Prinzipien setzen sich durch: nahezu jederzeit und al-

lerorts wird der Bedarf an Cannabis (und allen anderen Drogen) gedeckt. 
Ein Unrechtsbewusstsein ist kaum vorhanden, da offenkundige Erklärungs-

nöte zu legalen Drogen bestehen. Versorgungsengpässe oder gar Versor-
gungsausfälle sind nicht bekannt. Allein eine gesellschaftliche Regeln und  

Kontrolle über Anbau, Qualität, Preisgestaltung und mögliche Besteuerung 
der Gewinne fehlt. 

 
Ideen und Konzepte - neuerdings sogar modellhafte Erprobung von Alterna-

tiven wie gesetzliche Neuorientierung in mehreren Ländern weltweit – lie-
gen vor und weisen den Weg: nach vielen Jahren leidvoller Erfahrungen, 

hohem finanziellen Aufwand und der Erkenntnis des Scheiterns einer ideo-
logischen Strategie liegt endlich ein ausgearbeiteter Friedensplan vor: die 

englische drogenpolitische Stiftung TRANSFORM hat bereits 2009 wegwei-

send in ihrem „Blueprint for Regulation“ umfassend und modellhaft be-
schrieben, wie ein regulierter Umgang mit Drogen als Nachfolgesystem ei-

ner Prohibition aussehen könnte. Die deutsche Übersetzung, auch als Kurz-
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fassung, finden sie auf unserer web-site: „Nach dem Krieg gegen die Dro-

gen: Modelle für einen regulierten Umgang“. Das vorliegende Gesetzesvor-
haben orientiert sich überwiegend an diesen Erkenntnissen. 

 
Das nunmehr zusätzlich zum weiterbestehenden Betäubungsmittelgesetz 

bestehende CannKG regelt folgende zentrale Bereiche: 
 Erwachsene dürfen bis zu 30 Gramm Cannabis besitzen, ohne straf-

rechtlich verfolgt zu werden 

 Erwachsene dürfen bis zu drei Cannabispflanzen legal anbauen 
 Kommerzieller Anbau ist erlaubt wird aber ebenso kontrolliert und 

überwacht wie Verarbeitung, Handel und Transport 
 Verkauf an Erwachsene ist nur in staatlich lizenzierten Fachgeschäften 

mit weiteren Auflagen  und fachkundigem, beratendem Personal er-
laubt 

 Steuereinnahmen fließen in Präventionsmaßnahmen 
 Im Straßenverkehr gilt ein Grenzwert von 5,0ng/ml THC in Blutse-

rumtest 
Insbesondre wird durch Qualitätsstandards, Sicherungsvorkehrungen und 

Regelungen zum Verbraucher- und Jugendschutz eine wirksame Alternative 
zum ungeregelten und mir hohen Risiken für den Verbraucher verbundenen 

Schwarzmarkt geschaffen. 
 

Unabhängig von der längst überfälligen und für 2016 angekündigten Um-

stufung von Anlage 1 in Anlage 3 (verkehrs- und verschreibungsfähig) des 
BtMG von Cannabispflanzen zu medizinischen Zwecken ist diese drogenpoli-

tische Entscheidung auch für Cannabis als Genussmittel wie im vorliegen-
den Gesetzentwurf vorgesehen eine richtungweisende Entscheidung. 

 
Dieser  Paradigmenwechsel eröffnet nicht nur neue Wege in der Prävention 

durch Kompetenztraining und bspw. Reduktionsprogramme, sondern auch 
wie vorgeschlagen Verbraucherschutz durch Regularien des Anbaues, der 

Qualitätskontrolle und der Produktsicherheit. 
 

Das vorliegende Cannabiskontrollgesetz bietet damit erstmalig die Möglich-
keit, bisherige Risiken zu minimieren und neue Chancen eines verantwor-

tungsvollen Umganges zu erlernen. Die bestehenden Risiken auch eines 
selbstbestimmten Konsums mit möglichen Selbstschädigungen werden mit 

dem vorliegenden Gesetzesvorhaben einerseits anerkannt andererseits mit 

besseren Methoden als dem Strafrecht behandelt: 
Beispiel Jugendschutz und Prävention. Die mit dem CannKG vorgeschlage-

nen Änderungen zur Verfügungstellung von Cannabisprodukten für Erwach-
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senen haben direkten Einfluss auf die Bemühungen eines umfassenderen 

und berechtigten  Schutzes  Jugendlicher vor unzeitgemäßer Einnahme von 
schädigenden Substanzen. Sozialwissenschaftliche Forschungen wie popu-

lärwissenschaftliche Inaugenscheinnahme zeigen gleichermaßen, wie hoff-
nungslos es ist, in der Phase der Pubertät und Adoleszenz mit Bestimmun-

gen eines gesetzlichen Jugendschutzes Erwerb und Konsum von Drogen zu 
begrenzen.: so ist neben dem gesetzlichen Jugendschutz, welcher vorwie-

gend auch im regulierten Cannabismarkt das Mindestalter für eine Abgabe 

regelt, andere Zielsetzungen des Jugendschutzes zu beachten, welche ef-
fektiver wirken und eine Kriminalisierung jugendlicher Cannabiskonsumen-

ten vermeiden. So versteht sich  Jugendschutz auch als Jugendförderung 
respektive zur Förderung der Risikokompetenz durch Vermittlung von In-

formation. Nicht zuletzt wird Jugendschutz auch durch Jugendhilfe und de-
ren Angebote der Beratung und therapeutischer Hilfen geleistet. 

 
Die Risiken des Cannabisgebrauchs werden im Sinne eines mündigen und 

selbstbestimmten Gebrauchs bewertet und durch Beratung, Selbstkontrolle 
und nötigenfalls medizinischen und therapeutischen Hilfen anerkannt. Wie 

in anderen Lebensbereichen auch, wird eine reine Selbstschädigung nicht 
durch Strafrecht sanktioniert, sondern  Beratung und Hilfe angeboten. Die 

Regelungen im Verkehrs- wie Arbeitsrecht sind fundiert und ausreichend. 
Zudem bieten sich nach wissenschaftlichen Erkenntnissen ausreichend Mög-

lichkeiten der Neubewertung bzw. auch gesetzliche Änderungsmöglichkeiten 

durch die Befristung des Gesetzesvorhabens. 
 

Neben der gewerblichen Erzeugerwirtschaft soll der private Anbau zum Ei-
genbedarf erlaubt werden. Dies bietet die Möglichkeit der wirtschaftlichen 

Unabhängigkeit und entzieht sich demnach staatlicher Kontrollaufgaben, 
wodurch das Übermaßgebot trotz Regulierungsbedarf ausreichend berück-

sichtigt wird. 
 

Fazit: der vorliegende Gesetzentwurf eines Cannabiskontrollgesetzes er-
kennt die Notwendigkeit einer gesellschaftlichen Kontrolle und Regulierung 

einer bislang illegalisierten Substanz. Das lediglich rechtsdogmatische und 
theoretisch bestehende Totalverbot wird überwunden und durch umfassen-

de Regularien ersetzt welche im einzelnen noch in Kohärenz zum bestehen-
den BtMG, Straf- und Verwaltungs- wie im  Ordnungswidrigkeitenrecht zu 

setzen sind. Jedenfalls werden die 4-Säulen deutscher Drogenpolitik ( Prä-

vention,Schadensminimierung, Behandlung und Repression) gleichgewichtig 
berücksichtigt und Verbraucher- und Gesundheitsschutz gestärkt. 
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Frankfurt, den 13.03.2016 
Jürgen Klee 
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